
Neufassung vom 13.06.2018

Haushalt 2018
Umsetzung der Höchstgrenze für die Ausweitung des Beamten- und 
Arbeitnehmerstellenplanes des Kreisverwaltungsreferates

Sitzungsvorlagen Nr. 14-20/V 11583

Beschluss der Vollversammlung des Stadtrates vom 27.06.2018
Öffentliche Sitzung

I. Vortrag und Antrag des Referenten

Der Kreisverwaltungsausschuss hat am 05.06.2018 die Annahme des Antrages 
empfohlen.

Die Beschlussvorlage wurde in der Sitzung der Vollversammlung vom 06.06.2018 in die 
heutige Sitzung vertagt. 

Die Beschlussvorlage wurde im Vortrag unter Ziffer 3.2 Reduzierung von bereits 
gefassten Stadtratsbeschlüssen und dort in der Nr. 3 wie folgt angepasst.

Neu aufgenommen wurde: 

3. 14-20 /
V 09211

Verkehrskonzept Münchner Norden
Teil Mobilitätsmanagement

1 E13

Durch die Reduzierung des Beschluss von 2 VZÄ auf 1 VZÄ können die Aufgaben 
entsprechend in einem geringeren Umfang und zeitverzögert erledigt werden. Die 
Stelle soll in 2019 wieder geschaffen werden. Eine Besetzung in 2019 könnte zeitnah 
über das Ausschreibungsverfahren der übrig gebliebenen Stelle bewerkstelligt 
werden. 

Gestrichen wurde:

3. 14-20 /
V 08860

Integriertes Handlungsprogramm zur Förderung 
der Elektromobilität in München (IHFEM 2018) 

1 E13

Die (dauerhafte) Reduzierung des Bedarfs erfolgt gem. Änderungsantrag zur Vorlage 
Nr. 14-20 / V 08860.
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Der Antrag des Referenten bleibt unverändert: 

1. Die in der beiliegenden Beschlussvorlage unter Ziffer 3.1.1 dargelegte Kompensation 
von nicht zweckgebundenen Stellen im Umfang von 21,6 VZÄ innerhalb des 
Stellenplans des Kreisverwaltungsreferates wird zur Kenntnis genommen. Die 
Umsetzung der Kompensation erfolgt durch das Personal- und Organisationsreferat in
Abstimmung mit dem Kreisverwaltungsreferat.

2. Der in Ziffer 3.1.2 dargelegten Kompensation von zweckgebundenen Stellen im 
Umfang von 17 VZÄ wird zugestimmt. Die Umsetzung erfolgt durch das Personal- und
Organisationsreferat in Abstimmung mit dem Kreisverwaltungsreferat.

3. Der Reduzierung der in Ziffer 3.2 genannten Beschlüsse mit personellen Folgekosten 
aus dem Jahr 2017 im Umfang von 51,3 VZÄ wird zugestimmt.

4. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.

II. Beschluss
nach Antrag.

Der Stadtrat der Landeshauptstadt München

Die/der Vorsitzende Der Referent

Ober-/Bürgermeister/in Dr. Böhle
Berufsmäßiger Stadtrat
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III. Abdruck von I. mit II.
Über das Direktorium D-II-V / SP
An das Direktorium - Dokumentationsstelle
An das Revisionsamt
An die Stadtkämmerei  

mit der Bitte um Kenntnisnahme.

IV. WV bei Kreisverwaltungsreferat GL/24
zur weiteren Veranlassung.

zu IV.
1. Die Übereinstimmung vorstehenden Abdruckes mit der beglaubigten Zweitschrift wird 

bestätigt.
2. an das Personal- und Organisationsreferat
3. an das Direktorium
4. an das Kreisverwaltungsreferat, GL/21, GL/25

mit der Bitte um Kenntnisnahme.

5. zurück an das Kreisverwaltungsreferat GL/11
zur weiteren Veranlassung.

Am <DATUM>  
KVR - GL/24


